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2. Der Bebauungsplan als verbindlicher Bauleitplan  

Im zweistufigen System der Bauleitplanung ist der Bebauungsplan – 
nach dem Flächennutzungsplan – der verbindliche Plan zur Ordnung 
der baulichen und sonstigen Nutzung der Grundstücke (§ 1 Abs.1 und 
2, § 8 Abs.1 Satz 2 BauGB). Auf der ersten Planungsstufe setzt der Flä-
chennutzungsplan (s. Lektion 6) als vorbereitender Bauleitplan für das 
ganze Gemeindegebiet den Rahmen für die Konkretisierung der zuläs-
sigen Nutzung der Grundstücke mittels Bebauungsplänen. Bebauungs-
pläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln (§ 8 Abs. 2 
BauGB). 

Als verbindlicher Bauleitplan wird der Bebauungsplan im Verfahren und 
in der Rechtsform der Satzung erlassen (§ 10 Abs.1 BauGB). Die Fest-
setzungen des Bebauungsplans erzeugen Rechtswirkungen für und ge-
gen jedermann, insbesondere den Grundstückseigentümer. Sie sind 
i.S.d. Art. 14 Abs.1 Satz 2 GG Bestimmung von Inhalt und Schranken 
des Eigentums an den Grundstücken (s. Lektion 1). Der Bebauungsplan 
regelt, soweit seine Festsetzungen reichen, die Zulässigkeit der bauli-
chen und sonstigen Nutzung der Grundstücke in seinem Geltungsbe-
reich (§ 30 BauGB, s. Lektion 7). Er ist Grundlage für weitere Maßnah-
men zum Vollzug des BauGB (§ 8 Abs.1 Satz 2 BauGB). So können unter 
den Voraussetzungen des § 85 BauGB Grundstücke enteignet oder 
nach §§ 45 ff. BauGB Grundstücke durch Umlegung in der Weise neu 
geordnet werden, dass nach Lage, Form und Größe für die bauliche 
und sonstige Nutzung zweckmäßig gestaltete Grundstücke entstehen. 
Zur Realisierung von Festsetzungen des Bebauungsplans können Bau-, 
Pflanz-, Rückbau- und Entsiegelungsgebote erlassen werden (§§ 176, 
178, 179 BauGB). 

3. Gleiches Verfahren für Flächennutzungsplan und  
Bebauungsplan  

Das BauGB regelt in den §§ 2 Abs. 4, 2a, 3, 4, 4a und 4b das Verfahren 
der Planaufstellung bis zum Abschnitt vor der endgültigen Beschlussfas-
sung für den Flächennutzungsplan und den Bebauungsplan einheit-
lich. Unterschiede in der Anwendung der Vorschriften ergeben sich al-
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lerdings daraus, dass der Flächennutzungsplan das ganze Gemeindege-
biet erfasst, wohingegen Bebauungspläne nur für einzelne, zu bezeich-
nende Teilbereiche aufgestellt werden und infolgedessen detaillierter 
sind, mit entsprechenden Folgen z. B. für die Konkretisierung der Um-
weltprüfung. Für den Abschnitt ab der endgültigen Beschlussfassung 
bis zum Wirksamwerden des Plans ergeben sich Unterschiede aus dem 
Satzungscharakter des Bebauungsplans (s. §10 BauGB). 

Das BauGB regelt das Verfahren der Planaufstellung nicht abschließend. 
Ergänzend gilt Landesrecht, insbesondere Kommunalverfassungsrecht 
(Gemeindeordnung), und Ortsrecht. So ergibt sich aus dem Landes- 
und Ortsrecht, welche Gemeindeorgane für einzelne Verfahrensschrit-
te und Entscheidungen zuständig, welche Formvorschriften zu beach-
ten und wie Bekanntmachungen durchzuführen sind. 

4. Verhältnis zwischen Flächennutzungsplan und 
Bebauungsplan  

Das materiellrechtliche Gebot, dass der Bebauungsplan aus dem  
Flächennutzungsplan zu entwickeln ist (§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB),  
setzt verfahrensrechtlich voraus, dass ein Bebauungsplan – grundsätz-
lich – erst aufgestellt werden darf, wenn ein wirksamer Flächennut-
zungsplan vorhanden ist. Wirksam ist der Flächennutzungsplan, wenn 
er von der Gemeinde beschlossen und bekanntgemacht worden ist. Er 
muss zudem frei von nach §§ 214, 215 BauGB (noch) beachtlichen 
Rechtsfehlern sein. Dieser Grundsatz gilt nicht nur für die (erstmalige) 
Aufstellung eines Bebauungsplans für den betreffenden räumlichen Be-
reich, sondern auch für den Fall der Änderung, Ergänzung oder Aufhe-
bung eines Bebauungsplans. Das verfahrensrechtliche Erfordernis eines 
bestehenden Flächennutzungsplans gilt allerdings nicht ohne Ausnah-
men.  

Ohne Weiteres einleuchtend ist, dass ein Flächennutzungsplan nicht er-
forderlich ist, wenn der Bebauungsplan ausreicht, um die städtebauli-
che Entwicklung zu ordnen (§ 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB). Dieser Fall dürf-
te allerdings äußerst selten vorkommen, z. B. in sehr kleinen Gemein-
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Das folgende Schaubild fasst die Übersicht zusammen: 

Zulässigkeitsrecht des BauGB in den Bebauungsplangebieten 

 � ↓ 
Zulässigkeit im Regelfall: 

1. Qualifizierter 
 Bebauungsplan: 

 § 30 Abs. 1 BauGB 
 

2. Vorhabenbezogener 
 Bebauungsplan: 

 § 30 Abs. 2 BauGB 

3. Einfacher Be- 
 bauungsplan: 
 § 30 Abs. 3 

BauGB 

 �↓ ↓� �↓ 
Zulässigkeit in den Sonderfällen: 

► Ausnahme nach § 31 Abs. 1 BauGB: von den Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans  

►�Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB: von den Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans  

►�Zulassung während der Planaufstellung nach § 33 BauGB: gemäß den 
Festsetzungen des künftigen Bebauungsplans  

 

Bevor die einzelnen Regelungen zur allgemeinen und ausnahmsweisen 
Zulässigkeit von Vorhaben sowie die Voraussetzungen der Befreiung 
und für eine Zulassung während der Planaufstellung erörtert werden, 
ist für ein besseres Verständnis  der Bedeutung von § 30 BauGB auf 
zwei wesentliche Umstände einzugehen: Zum einen sind die Stellung 
und Funktion von § 30 BauGB im System des Zulässigkeitsrechts des 
BauGB zu betrachten. Zum anderen sind in einem Überblick die im 
BauGB seit 2007 geregelten sieben Typen von Bebauungsplänen und 
deren Merkmale darzustellen. 

2. Stellung und Funktion von § 30 BauGB im System des  
Zulässigkeitsrechts des BauGB 

Die Zulässigkeit von Vorhaben (zum Begriff des Vorhabens siehe Lekti-
on 1) ist im BauGB durch ein dreigliedriges System geregelt. Neben der 
Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
nach § 30 BauGB kennt das Zulässigkeitsrecht des BauGB zwei weitere 
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Regelungen für die Zulässigkeit von Vorhaben: die Zulässigkeit von 
Vorhaben im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB (siehe dazu 
Lektion 8) sowie die Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich nach 
§ 35 BauGB (siehe dazu Lektion 9). Hieraus ergibt sich eine baupla-
nungsrechtliche Dreiteilung des Gemeindegebiets in Bebauungs-
plangebiete, unbeplanter Innenbereich und Außenbereich. Das bedeu-
tet, dass jede Fläche in einem Gemeindegebiet jeweils nur einem der 
vorgenannten Bereiche und Zulässigkeitsvorschriften zugeordnet wer-
den kann. Das folgende Schaubild soll die Dreiteilung des Gemeinde-
gebiets verdeutlichen: 

G e m e i n d e g e b i e t 

�  
 

↓ 
1. Bebauungsplan-
gebiet: 
► Fläche liegt im räumli-

chen Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans? 

► Es gilt § 30 BauGB 

 
↓� 

 

 2. Unbeplanter Innenbe-
reich: 
► Fläche liegt in einem im 

Zusammenhang bebau-
ten Ortsteil? 

► Es gilt § 34 BauGB 

↓ 

  3. Außenbereich: 
► Fläche liegt im Au-

ßenbereich! 
► Es gilt § 35 BauGB 

Die Abgrenzung zwischen den Bereichen erfolgt dabei nach räumli-
chen Kriterien. Ein Bebauungsplangebiet wird vom unbeplanten In-
nenbereich und vom Außenbereich dadurch abgegrenzt, dass der  
Bebauungsplan nach § 9 Abs. 7 BauGB seinen räumlichen Geltungsbe-
reich festsetzt. Liegt eine Fläche innerhalb des räumlichen Geltungsbe-
reichs eines Bebauungsplans, liegt sie in einem Bebauungsplangebiet 
und es ist § 30 BauGB anwendbar. Liegt die Fläche außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs eines Bebauungsplans, kommt es für die 
Anwendung von § 34 BauGB oder § 35 BauGB darauf an, ob die Fläche 
in einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil liegt (zu den Einzelhei-



 Lektion 9 Einsendendeaufgabe 43

 

Einsendeaufgabe – Der klimabewusste Landwirt 

Landwirt L ist Eigentümer einer im Außenbereich gelegenen landwirtschaftli-
chen Hofstelle. Sein Nachbar N betreibt ebenfalls Landwirtschaft; der Hof 
liegt anderthalb Kilometer vom Hof des L entfernt. Beide Landwirte beziehen 
den Strom für ihre Stallungen aus einer genehmigten, gemeinsam errichteten 
und betriebenen Windenergieanlage mit einer Gesamthöhe von 60 m, die 
ziemlich genau in der Mitte zwischen den beiden Gehöften in der freien 
Landschaft steht. Als die Windenergieanlage aus Altersgründen abgängig ist 
und ersetzt werden muss, fragt L bei N nach, ob man das Gemeinschaftspro-
jekt fortsetzen solle. N antwortet, dass er die Landwirtschaft aufgeben werde 
und an einer neuen Anlage kein Interesse habe. Daraufhin beschließt L, die 
alte Anlage in Eigenregie gegen eine neue Anlage desselben Modells auszu-
tauschen. Da sein Energiebedarf wegen eines neu errichteten Stalles gewach-
sen ist, benötigt er von der künftig erzeugten Energie etwa 70 %. Die übri-
gen 30 % will er dem öffentlichen Netz zuführen und dafür die gesetzliche 
Einspeisevergütung kassieren. Er beantragt die dafür erforderliche Genehmi-
gung; an der Zulässigkeit seines Vorhabens hat er keine Zweifel, da die neue 
Anlage sich äußerlich von der bisherigen Anlage nicht unterscheiden und 
auch an derselben Stelle errichtet werden soll. 

Der Sachbearbeiter S der zuständigen Behörde ist mit der Prüfung beauf-
tragt, ob die Anlage mit § 35 BauGB vereinbar ist. Welche Überlegungen 
wird er anstellen, und zu welchem Ergebnis wird er gelangen? 



36 Lektion 10 Selbstkontrollaufgaben

 

Selbstkontrollaufgaben 

1. Welche vier Stufen des Lärms sind unter Abwägungsgesichtspunkten 
zu unterscheiden? 

2. Welche Flächen gehören zum Außenwohnbereich? 

3. Welche beiden Erscheinungsformen von Immissionsvorbelastungen 
gibt es und was ist darunter zu verstehen? 

4. Warum ist ein Arbeitnehmerwohnheim in einem Gewerbegebiet (§ 8 
BauNVO) nicht gebietsverträglich? 



 Lektion 10 Antworten zu den Selbstkontrollaufgaben 37

 

Antworten zu den Selbstkontrollaufgaben 

Antwort zu 1.: 

Zu unterscheiden sind der nicht abwägungsbeachtliche, der schlicht ab-
wägungserhebliche, der nach einfachem Recht abwägungsresistente 
und der verfassungsrechtlich unzumutbare Lärm. 

Antwort zu 2.: 

 Zum Außenwohnbereich gehören die außerhalb eines Wohngebäudes 
gelegenen Grundstücksflächen, die, wie etwa Balkone oder Terrassen, 
zum Aufenthalt im Freien geeignet und bestimmt sind. 

Antwort zu 3.: 

Es gibt plangegebene und faktische Vorbelastungen. Eine plangegebe-
ne Vorbelastung liegt vor, wenn ein in Aussicht genommenes Plange-
biet aufgrund einer zwar noch nicht verwirklichten, aber bereits verfes-
tigten anderweitigen Planung erhöhte Immissionen zu erwarten hat. 
Unter einer faktischen Vorbelastung ist eine Vorbelastung zu verstehen, 
die sich aus schon vorhandenen emittierenden Nutzungen ergibt. 

Antwort zu 4.: 

Ein Arbeitnehmerwohnheim ist in einem Gewerbegebiet nicht gebiets-
verträglich, weil Gewerbegebiete in erster Linie der Unterbringung von 
gewerblichen Betrieben dienen und in ihnen nicht gewohnt werden 
soll. Dies ergibt sich bestätigend aus § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO, wonach 
nur ausnahmsweise, quasi als notwendige Ergänzung der gewerblichen 
Nutzung, Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 
für Betriebsinhaber und -leiter zugelassen werden können. 
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von Grundstücken. Es ist daher auf den Auffangtatbestand der bau-
ordnungsrechtlichen Generalklausel (vgl. § 3 Abs. 1 Satz 1 BauONW) 
zurückzugreifen. Danach muss in Abhängigkeit von den besonderen 
Umständen des Einzelfalles vor der Errichtung und Nutzung einer bauli-
chen Anlage geprüft werden, ob eine konkrete Gefahr vorliegt. So 
kann ein Grundstück für die beabsichtigte Bebauung (z. B. mit einer 
Reitsport- oder Skateboardanlage) ungeeignet sein, weil mangels aus-
reichender Zugänge und Zufahrten Rettungsgeräte nicht herangeführt 
und eingesetzt werden können. 

VII. Abstandsflächenrecht 

Die Bauordnungen regeln die Lage von Gebäuden und sonstigen bauli-
chen Anlagen auf dem Grundstück und ihren Abstand zu den Grund-
stücksgrenzen. Bauliche Anlagen müssen auf dem Baugrundstück nicht 
nur so angeordnet sein, dass sie sicher zugänglich sind (§ 5 BauONW), 
sie müssen auch durch Tageslicht ausreichend belichtet sein und 
zweckentsprechend gelüftet werden können. Für den Einsatz der Feuer-
lösch- und Rettungsgeräte müssen zudem die erforderliche Bewegungs-
freiheit und Sicherheit gewährleistet sein.  

1. Funktion des Abstandsflächenrechts 

Durch das Abstandsflächenrecht soll sichergestellt werden, dass das 
Baugrundstück und die aufstehenden Gebäude ausreichend belich-
tet, belüftet und besonnt werden. Nachbargrundstücke werden vor 
„Beengung und Einsicht“ geschützt. Durch die Abstandsflächen wird 
auch der Feuerüberschlag verhindert (Brandschutz) und werden Frei-
flächen für den Einsatz von Rettungsgeräten geschaffen.  

Von den bauordnungsrechtlichen Funktionen der Freiflächen sind die 
planungsrechtlichen Vorgaben der „Feinsteuerung“ des Baugeschehens 
auf dem einzelnen Grundstück zu unterscheiden. Die bauplanungs-
rechtlichen Freiflächen (nicht überbaubare Grundstücksflächen) werden 
nicht allein aus sicherheitsrechtlichen, sondern vor allem aus städtebau-



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Euroscale Coated v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice




